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Wichtige Fragen (nicht nur zum Jahresende)
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Es liegt in der Natur der Sache, dass man 
sich mit den Fragen, was geschieht, wenn 
man nicht mehr urteilsfähig ist oder stirbt, 
nicht gerne auseinandersetzt. In Bezug 
auf die Vorsorge- und Nachlassplanung 
gibt es ein paar wichtige Fragen, welche 
man sich von Zeit zu Zeit stellen sollte:

Patientenverfügung
Habe ich eine Patientenverfügung, welche 
die medizinische Behandlung regelt, 
wenn ich nicht mehr selber entscheiden 
kann und entspricht der Inhalt noch mei-
nem Willen?

Vorsorgeauftrag
Habe ich einen Vorsorgeauftrag, welcher 
für den Fall, dass ich urteilsunfähig bin 
 bestimmt, welche Personen sich um mei-
ne Wohnsituation, Betreuung und Pflege, 
meine Finanzangelegenheiten und meine 
rechtliche Vertretung kümmern? Sind die 
eingesetzten Personen noch in der Lage 
diesen Auftrag zu übernehmen und sind es 
auch heute noch die Personen, welche ich 
als Vorsorgebeauftragte einsetzen möchte?

Nachlassregelung
Habe ich mittels Ehevertrag, Testament 
oder Erbvertrag meinen Nachlass geregelt? 
Habe ich meinen Ehe- oder Lebenspartner 
dabei genügend abgesichert? Kann der 
Ehepartner zum Beispiel im Eigenheim 
wohnen bleiben oder ist der Anspruch der 
erbberechtigten Kinder so gross, dass für 
die Auszahlung der Kinder das Eigenheim 

zu stark belastet oder verkauft werden 
muss? Sind Erbvorbezüge oder Schenkun-
gen gemacht worden und ist bestimmt, 
wie diese im Erbfall angerechnet werden? 
Ist festgehalten, wer welche Vermögens-
werte in die Ehe eingebracht hat oder wäh-
rend der Ehe geerbt hat, damit die Grund-
lagen für die güter- und erbrechtliche Aus-
einandersetzung vorhanden sind? Sind die 
getroffenen Regelungen aufgrund allfälliger 
 Änderungen bei den Vermögenswerten 
oder persönlicher Veränderungen bei den 
Erben noch gültig? Ist es sinnvoll, wenn ich 
für die Regelung des Nachlasses  einen Wil-
lensvollstrecker einsetze?

Unverheiratete Paare / Patchwork-
Familien
Weil unverheiratete Paare nach der ge-
setzlichen Erbfolge leer ausgehen, sind 
Regelungen mittels Testament oder Erb-
vertrag in diesem Fall besonders wichtig. 
Bei unverheirateten Paaren muss zudem 
die Frage gestellt werden, ob der Le-
benspartner bei der Pensionskasse und 
allfälligen anderen Versicherungen als 
 Begünstigter eingetragen ist. Zu beachten 
ist auch die Erbschaftssteuer.

Verbunden mit den besten Wünschen 
für das neue Jahr bedanken wir uns 
herzlich für das uns entgegengebrachte 
Vertrauen.

Freundliche Grüsse 
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Offenlegung des wirtschaftlich Berechtigten – auch bei 
Namenaktien

Seit dem 1. Juli 2015 muss eine Aktien-
gesellschaft ein Register über ihre Inha-
beraktionäre führen, womit die Inhaber-
aktie faktisch zur Namenaktie mutiert 
(siehe Kundenzeitung Oktober 2015 
 Seite 4).

Zur Erhöhung der Transparenz und zur 
Geldwäschereiprävention müssen auch 
Beteiligungen in Form von Namen-
aktien, die stimmen- oder kapitalmässig 
die Schwelle von 25 % erreichen oder 
übersteigen, der Gesellschaft gemeldet 
werden (Art. 697j OR). Die Frist zur 
 Nennung von Vor- und Nachnamen samt 
 Adresse der letztlich wirtschaftlich be-
rechtigten natürlichen Person beträgt 
 einen Monat ab Erwerb. Meldepflichtig 
ist auch jede spätere Änderung des 
 Namens oder der Adresse (innert Mo-
natsfrist).

Die Meldepflicht besteht dann nicht, 
wenn die Aktien als Bucheffekten ausge-
staltet sind. Die Gesellschaft bezeichnet 
die Verwahrungsstelle, bei der die Aktien 
hinterlegt oder ins Hauptregister einge-
tragen werden; die Verwahrungsstelle 
muss in der Schweiz sein.

Werden Inhaberaktien bzw. Namen-
aktien ab einem Schwellenwert von 25 % 
nicht gemeldet, so ruhen die Mitglied-
schaftsrechte (Art.  697m Abs.  1 OR). 
Wird nach Ablauf der Monatsfrist gemel-
det, so leben sie ab jenem Zeitpunkt 
wieder auf. Zu den Mitgliedschaftsrech-
ten gehören z. B. die Teilnahme an der 
Generalversammlung oder das Recht auf 
Einsichtnahme des Geschäftsberichts.

Auch die Vermögensrechte, z. B. das 
Recht auf Dividende, ruhen, so lange die 
Meldepflicht nicht erfüllt ist. Eine Mel-
dung innerhalb der Monatsfrist seit dem 
Aktienerwerb, aber nach dem Dividen-
denstichtag, ist im Sinne des Gesetzes 
rechtzeitig und der Dividendenanspruch 
ist nicht verwirkt.

Pönaler Natur ist die Regelung von Art. 
697m Abs. 3 OR: «Kommt der Aktionär 
seinen Meldepflichten nicht innert eines 
Monats nach dem Erwerb der Aktien 
nach, so sind die Vermögensrechte ver-
wirkt. Holt er die Meldung zu einem spä-
teren Zeitpunkt nach, so kann er die ab 
diesem Zeitpunkt entstehenden Vermö-
gensrechte geltend machen.»

Wer die offenzulegende, letztlich wirt-
schaftlich berechtigte Person, der UBO 
(ultimate beneficial owner), ist, bemisst 
sich nach den Vorschriften des Geldwä-
schereigesetzes (Art. 2a Abs. 3). Zu mel-
den ist prinzipiell die letztlich berechtigte 
natürliche Person. Bei komplexen Hol-
dingstrukturen und mit unterschiedlichen 
Beteiligungen von natürlichen Personen 
auf verschiedenen Stufen kann die Ent-
scheidung recht schwierig werden, wel-
cher Aktionär nun stimmen- oder kapital-
mässig an einer schweizerischen Gesell-
schaft zu mindestens 25 % beteiligt ist. 
Bei mehrstufigen Holding-Verhältnissen 
gibt es den Vorschlag, die Besitzver-
hältnisse an den verschiedenen Beteili-
gungsstufen zu multiplizieren, um dann 
zu prüfen, ob noch eine echte Beherr-
schung der unterliegenden Gesellschaft 
besteht. Gibt es auf der ersten Stufe, bei 
der Käuferin der Gesellschaft, keine zu 
meldenden Personen, bleibt zu prüfen, 
ob es Personen gibt, die die Gesellschaft 
auf andere Weise materiell kontrollieren. 
Ergibt auch diese Prüfung kein Resultat, 
ist das oberste Mitglied des leitenden 
Organs, in der Regel der CEO, zu melden 
(Art. 2a Abs. 3 GwG).

Es wird praktisch geboten sein, das Akti-
enbuch durch eine entsprechende Rubrik 
«UBO» zu ergänzen. Das Aktienbuch 
muss jederzeit in der Schweiz für die 
Schweizer Behörden greifbar sein. Die 
entsprechenden Angaben sind während 
10 Jahren nach der Löschung der Gesell-
schaft an einem sicheren Ort aufzube-
wahren.



Pendlerabzug und der Lohnausweis

Seit dem 1.1.2016 müssen Arbeitneh-
mer mit einem Geschäftsfahrzeug zu-
sätzliche steuerbare Aufrechnungen in 
Kauf nehmen, sofern ihr Arbeitsweg 
mehr als neun Kilometer beträgt.

Pendlerabzug

Im Rahmen der FABI-Vorlage (Bundes-
beschluss über die Finanzierung und 
den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur) 
wird der Fahrkostenabzug für die Direkte 
Bundessteuer auf CHF 3'000 pro Jahr 
beschränkt. Zur Kasse gebeten werden 
nun Steuerpflichtige, die einen Arbeits-
weg von mehr als neun Kilometer zu-
rücklegen müssen. Auch die meisten 
Kantone kennen neu eine Beschränkung 
des Fahrkostenabzugs (AG: CHF 7'000 
ab 1.1.2017, LU: keine Beschränkung, 
UR: keine Beschränkung, SG: CHF 
3'655 [GA 2. Klasse 2016], SZ: CHF 
10'000 bei Anwendung des Pauschalab-
zugs, ab 1.1.2017: Gesamtbeschränkung 
auf CHF 8'000, ZG: CHF 6'000 ab vor-
aussichtlich 1.1.2017). 

Der Lohnausweis

Inhaber von Geschäftsfahrzeugen muss-
ten bislang 9.6% des Kaufpreises (exkl. 
MWST) als Lohn versteuern und mit den 
Sozialversicherungen abrechnen (vom 
Arbeitgeber auf dem Lohnausweis zu de-
klarieren). Daneben konnten sie keinen 
Fahrkostenabzug geltend machen, da 
dieser nach Auffassung der Steuerbehör-
den nicht in der Pauschale enthalten war. 
Die Aufrechnung war bislang jedoch im-
mer gleich hoch – unabhängig davon, wie 
viele Kilometer für den Arbeitsweg effek-
tiv angefallen waren. Aufgrund der neuen 
Begrenzung des Fahrkostenabzugs auf 
CHF 3'000 pro Jahr sieht der Fiskus nun 
eine Notwendigkeit, steuerlich einzugrei-
fen. Wer einen Arbeitsweg zurücklegt, 
der gemäss effektiver Berechnung bspw. 
CHF 10'000 beträgt (das entspricht ei-
nem Arbeitsweg von rund 30 Kilometer), 
muss künftig ein zusätzliches steuerba-

res Einkommen bei der direkten Bundes-
steuer von CHF 7'000 versteuern.

Verfügt der Arbeitnehmer über ein Ge-
schäftsfahrzeug und arbeitet er ganz oder 
teilweise im Aussendienst, muss der  
Arbeitgeber unter Ziffer 15 des Lohnaus-
weises den prozentmässigen Anteil  
Aussendienst bescheinigen. Je höher die 
Aussendiensttätigkeit ist, desto geringer 
fällt das zusätzlich steuerbare Einkom-
men aus.

Grundsätzlich ist der prozentuale Anteil 
Aussendienst vom Arbeitgeber effektiv 
zu ermitteln und auf dem Lohnausweis 
zu bestätigen, was administrativ sehr auf-
wändig sein kann. Um dieser Problematik 
entgegenzuwirken, hat die Eidgenössi-
sche Steuerverwaltung in Zusammenar-
beit mit den Kantonen eine Funktions- 
und Berufsgruppenliste für den zu be-
scheinigenden Anteil Aussendienst erar-
beitet. Die Liste sieht beispielsweise für 
einen Ingenieur im Baugewerbe einen 
Aussendienstanteil von 70%, für einen 
IT-Spezialisten von 90% und für einen 
Verkaufsberater im Aussendienst von 
100% vor. Geschäftsleitungsmitgliedern 
und Direktoren sämtlicher Branchen wird 
ein Anteil von 5% zugesprochen.

Gemäss Mitteilung der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung ist die Anwendung 
freiwillig bzw. dürfen die Pauschalen nur 
angewendet werden, falls die effektive 
Ermittlung der Aussendiensttage zu ei-
ner übermässigen Belastung für den Ar-
beitgeber führt. Genauere Kriterien zur 
Anwendung werden leider keine ge-
nannt. Ebenfalls ist unklar, ob die Pau-
schalen für sämtliche Aussendienstmitar-
beitende eines Unternehmens anzuwen-
den sind oder ob für jeden einzelnen An-
gestellten zwischen der pauschalen und 
der effektiven Methode gewählt werden 
kann. Hingegen ist es jedem Arbeitgeber 
erlaubt, mit der Steuerverwaltung des 
Sitzkantons abweichende Pauschalsätze 
zu vereinbaren, sofern er die publizierten 
Pauschalsätze für seine Arbeitnehmer 
tatsächlich als unzutreffend bzw. zu nied-
rig beurteilt.
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Gemäss Bundesratsentscheid vom 6. Juli 2016 werden die AHV/IV-Renten für das 
Jahr 2017 nicht erhöht. Sämtliche Lohnabzüge sowie die Mindestbeiträge (Fr. 478.–) 
der Selbständigerwerbenden und der Nichterwerbstätigen bleiben unverändert.

Einen Überblick über die im Jahr 2017 gültigen Lohnabzüge und AHV-Renten liefert 
die folgende Aufstellung:

 2016 2017
AHV/IV/EO/ALV
AHV/IV/EO 10.25 % 10.25 %
ALV 2.2 % 2.2 %
Total 12.45 % 12.45 %

Arbeitnehmerbeiträge 6.225 % 6.225 %
Solidaritätsbeitrag ab Fr. 148‘201.– 1 % 1 %

Höchstgrenze ALV und UVG
pro Monat 12’350 12‘350
pro Jahr 148’200 148‘200

Beitragsfreier Lohn für 64-/65-jährige
pro Monat 1’400 1’400
pro Jahr 16’800 16’800

BVG-Obligatorium
Maximal massgebender Jahreslohn 84’600 84’600
Koordinationsabzug 24’675 24’675
Max. koordinierter BVG-Lohn 59’925 59‘925
Arbeitnehmer obligatorisch zu versichern ab Jahreslohn 21’150 21‘150
Min. koordinierter BVG-Lohn 3’525 3’525

Maximaler Steuerabzug für Säule 3a*
Abzug in Ergänzung zu 2. Säule 6’768 6’768
Selbständigerwerbende ohne 2. Säule 33’840 33’840
bzw. max. 20 % des Einkommens

AHV-Renten
Minimale einfache AHV-Rente 1’175 1’175
Maximale einfache AHV-Rente 2’350 2’350
Min. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten 1’762 1’762
Max. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten 3’525 3’525

*   Bei Erwerbstätigkeit über das Rentenalter hinaus kann der Bezug der Altersleistung 
der Säule 3a um maximal 5 Jahre hinausgeschoben und es können während maxi-
mal 5 Jahren Beiträge bezahlt werden.

Lohnabzüge/AHV-Renten ab 1. Januar 2017


